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Lieber sollten ihre Kinder in der Schule lernen als zu Hause, davon sind 67 Prozent der Baden-Württemberger laut der jüngsten Allensbach-Umfrage überzeugt. Foto: Frank Rumpenhorst/dpa

Meinungsumfrage im Auftrag der baden-württembergischen Tageszeitungen
Heute: Die Schul- und Gesundheitspolitik während der Pandemie

Unzufrieden und besorgt
STUTTGART. verständlich, dass sich eine breite

Mehrheit der Befragten dafür aus-
spricht, Präsenzunterricht statt-
finden zu lassen und Betreuung
zu garantieren. 67 Prozent der El-
tern und 65 Prozent der Befragten
insgesamt votieren dafür. Vor al-
lem die Mütter vertrauen dabei
auch den Maßnahmen der Schu-
len zum Schutz vor Ansteckung
mit dem Coronavirus. 61 Prozent
halten die vor Ort getroffenen
Vorsichtsmaßnahmen für ausrei-
chend, 29 Prozent meinen, es
müsste mehr getan werden. Viel
mehr braucht es nach Ansicht der
Eltern auch seitens der Schulen,
um ihre Kinder mit digitalen
Lernmitteln auszustatten. 48 Pro-
zent sind damit unzufrieden.

Wie auch beim Krisenmanage-
ment der Landesregierung allge-
mein, vermissen die Eltern auch
in der Schulungspolitik Planungs-

sicherheit. Die Hälfte unter ihnen
macht sich teils sogar große Sor-
gen, dass ihre Kinder in den
nächsten Monaten pandemiebe-
dingt nicht zur Schule gehen kön-
nen. Wurde auch in den Jahren
zuvor schon Unterrichtsausfall
wegen Lehrermangels beklagt,
verschärfte sich nun die Situation
durch die Pandemie noch weiter.

Die Kritik daran galt 2020 vor
allem der damaligen Kultusminis-
terin Susanne Eisenmann (CDU),
doch auch ihre Nachfolgerin The-
resa Schopper (Grüne) hat keinen
leichten Stand. Seit Mai 2021 ist
sie für die Schulpolitik im Land
zuständig, doch 47 Prozent der
Baden-Württemberger geben an,
sie nicht zu kennen.

Und auch Sozialminister Man-
ne Lucha (Grüne) ist, obwohl seit
2016 im Amt, noch immer einem
Viertel der Menschen im Land

kein Begriff. Unter denjenigen al-
lerdings, die ihn kennen, erntet er
Kritik. 51 Prozent sind mit seiner
Arbeit unzufrieden. 65 Prozent se-
hen Beschränkungen der Ge-
sundheitsversorgung in ihrer Re-
gion durch die Pandemie. 49 Pro-
zent wissen oder gehen davon
aus, dass in den Klinken viele
wichtige Operationen verschoben
werden.

Die Schul- und die Gesund-
heitspolitik in ihrer unmittelba-
ren Relevanz für den Alltag vieler
Bürger wirft ein Schlaglicht auf
die allgemeine Befindlichkeit.
„Die Politik hat in den vergange-
nen zwei Jahren zu wenig erken-
nen lassen, dass sie sich, soweit es
nur irgendwie geht, um Planungs-
sicherheit für die Bevölkerung be-
müht“, so das Fazit der Mei-
nungsforscher vom Bodensee.

VON ULRIKE TRAMPUS

Die Eltern in Baden-Württemberg
sind mit der Schulpolitik unzu-
frieden und über den Wissens-
stand ihrer Kinder besorgt. Dies
ergab eine repräsentative Umfra-
ge, die die baden-württembergi-
schen Tageszeitungen gemein-
sam in Auftrag gegeben hatten.
Dafür befragte das Institut für De-
moskopie Allensbach im Januar
1044 Erwachsene im Land.

„Die Unzufriedenheit geht vor
allem darauf zurück, dass die
Schulschließungen während der
ersten Pandemiewellen zu Lern-
rückständen geführt haben“, fas-
sen die Meinungsforscher zusam-
men. 73 Prozent der Eltern sind
der Ansicht, dass ihre Kinder mit
dem Stoff hinterher sind. In die-
sem Zusammenhang ist es auch
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Auch im Jahr 2022 wird
es wieder gemeinsame
Umfragen der baden-
württembergischen Ta-
geszeitungen geben.
Der BaWü-Check, ge-
startet im Landtags-
wahljahr 2021, wird
fortgesetzt. Denn die
Zeitungen im Land wol-
len mittels repräsentati-
ver Umfragen wissen,
wie die Baden-Würt-
temberger aktuelle Ent-
wicklungen einschätzen
und ihre Leser seriös
darüber informieren.

Was treibt die Baden-Würt-
temberger um, wie bewerten
sie die Landesregierung?
Das wollen die Tageszeitungen
aus Baden-Württemberg in ei-
ner gemeinsamen Umfrage,
dem BaWü-Check, wissen und
arbeiten dafür mit dem Institut
für Demoskopie Allensbach
zusammen.

33 %
der Eltern erkennen bei ihren Kindern
durch die pandemiebedingten Schul-
schließungen einen deutlichen
Lernrückstand, 40 Prozent einen
begrenzten. Damit machen sich drei
Viertel der Erziehungsberechtigten
Sorgen, dass ihre Kinder durch die
Coronakrise Wissenslücken haben.
Ein Fünftel der Eltern ist jedoch über-
zeugt davon, dass ihre Kinder nicht
betroffen sind.

48 %
der Befragten, die mit dem Krisenma-
nagement der Landesregierung im
Großen und Ganzen zufrieden sind,
kritisieren, dass die Einhaltung der
Coronaschutzmaßnahmen zu wenig
kontrolliert wird. Unter denjenigen,
die Kritik an der Pandemiebekämp-
fung üben, sind dies 31 Prozent. 23
Prozent unter den Kritikern gehen die
Maßnahmen nicht weit genug, bei
den Befürwortern sind es 35 Prozent.

55 %
der Eltern halten die an den Schulen
ihrer Kinder getroffenen Maßnahmen
zum Schutz vor dem Coronavirus für
ausreichend. Im Jahr 2020 waren
dies nur 47 Prozent. Mit 61 Prozent
überwiegt vor allem bei Müttern die
Ansicht, ihre Kinder seien gut ge-
schützt, 29 der befragten Frauen fin-
den hingegen, dass mehr getan wer-
den müsste. Zehn Prozent sind in ih-
rer Beurteilung unentschieden.

49 %
der Befragten gehen davon aus, dass
in den Kliniken ihrer Region wegen
der Pandemie viele wichtige Operati-
onen verschoben werden. 23 Prozent
halten die Gesundheitsversorgung
in ihrer Nähe mittlerweile für stark
beeinträchtigt, 42 Prozent sehen sie
als begrenzt reduziert an. 21 Prozent
konnten bislang keine Auswirkungen
auf die medizinische Versorgung vor
Ort ausmachen.

60 %
der Eltern sind der Ansicht, dass sich
bei der digitalen Ausstattung der
Schulen nicht viel getan hat. 20 Pro-
zent ziehen eine positive Bilanz, was
die Versorgung der Schulen mit Com-
putern und anderen digitalen Medien
anbelangt. Und das ist nicht nur in
Baden-Württemberg so: Auch Unter-
suchungen auf Bundesebene be-
legen, dass es zwar Fortschritte gibt,
diese aber noch unzureichend sind.

Manne Lucha,
Sozialminister

In der Kritik: 51 Prozent
der Baden-Württem-
berger sind mit der Ar-
beit von Sozialminister
Manne Lucha unzufrie-
den. 30 Prozent attes-
tieren ihm eine gute Ar-
beit. Allerdings: 23 Pro-
zent der Bevölkerung
kennen den Grünen-Po-
litiker, der seit 2016 Mi-
nister im Kabinett Kret-
schmann ist, überhaupt
nicht und trauen sich
deshalb kein Urteil zu.

Theresa Schopper,
Kultusministerin

Die neue Kultusministe-
rin Theresa Schopper
ist in der Bevölkerung
noch weitgehend unbe-
kannt. 47 Prozent der
Befragten geben an, sie
nicht zu kennen. Auch
unter den Eltern von
Schulkindern ist sie
noch 34 Prozent kein
Begriff. Diejenigen, die
sie kennen, haben zu 16
Prozent einen guten
und zu 28 Prozent kei-
nen guten Eindruck von
ihrer Arbeit.

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 6161/I und 6164/II. Grafik: LKZ/Thomas Csulits

Kritik an der Corona-Politik der Landesregierung
Frage: Was stört Sie an der Corona-Politik der Landesregierung vor allem?Welche der
folgenden Punkte würden Sie nennen?

Zufriedenheitmit Krisenmanagement
Frage: Wie bewerten Sie die Arbeit der Landesregierung in der Corona-
Krise: Würden Sie sagen, die Landesregierung leistet hier . . .

Unentschieden sehr gute Arbeit

keine
gute Arbeit

weniger gute Arbeit

gute Arbeit

41%

26

21

8 4

Angaben
in Prozent

Die Maßnahmen erscheinen willkürlich und widersprechen sich häufig.

Die Maßnahmen werden ständig verändert, man kann kaum planen.

Die Landesregierung hat keine Strategie, keinen Plan.

Die politischenMaßnahmen richten erhebliche wirtschaftliche Schäden an.

Die Einschränkungen sind übertrieben.

Die Landesregierung reagiert meist zu spät auf die Entwicklung des Infektionsgeschehens.

Die Landesregierung unterstützt die von denMaßnahmen besonders Betroffenen zu wenig.

Die Landesregierung erklärt und begründet ihren Kurs zu wenig.

Die Einhaltung der Corona-Maßnahmen wird zu wenig kontrolliert.

Die Maßnahmen gehen nicht weit genug.
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STIMMUNGSLAGE

Hoffnungen, Skepsis
und Befürchtungen
„Nach zwei Jahren Pandemie ist
die große Mehrheit desillusioniert
und ermüdet“, lautet das Fazit
des Instituts für Demoskopie Al-
lensbach nach der jüngsten Um-
frage für den BaWü-Check. Nur
noch 38 Prozent der Befragten se-
hen den kommenden Monaten
mit Hoffnung entgegen. Im Janu-
ar 2021 waren dies noch 40 Pro-
zent. Mit 45 Prozent war die Zu-
versicht im Juli 2021 am größten.
Allerdings: Die Zahl derjenigen,
die mit Skepsis oder Befürchtun-
gen in die Zukunft blicken, ist na-
hezu unverändert geblieben. Bei
30 Prozent überwiegt derzeit die
Skepsis, vor einem Jahr waren es
31 Prozent. Und wer im Januar
2021 Befürchtungen hatte, der hat
sie noch immer: 19 Prozent äu-
ßerten sich dementsprechend.
Doch zum vollständigen Bild ge-
hört auch, dass im Oktober 2020
mit insgesamt 58 Prozent die Sor-
gen am größten waren. (tr)


